
  
 
 
Bereich EUV Stadtbetrieb 2025/208 

öffentlich 
Az:   

Datum: 27.11.2025 

 

Sitzungsvorlage 
 

Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Verwaltungsrat EUV 10.12.2025  

Rat der Stadt 11.12.2025  

 

Betreff 
 
Gebührenbedarfsberechnung 2026 - Stadtentwässerung - und Beschluss über die Gebührensat-
zung zur Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage in der Stadt Castrop-Rauxel (Entwässerungssatzung) 

 

 
  Finanzielle Auswirkungen 
 

 X keine haushaltsmäßige Berührung 

 

  Auswirkungen siehe Sachverhalt 

 

 
    

 

Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel nimmt die Gebührenbedarfsberechnung 2026 – Stadtentwäs-
serung – und stimmt dem Beschluss des Verwaltungsrates über die als Anlage 2 beigefügte Ge-
bührensatzung zur Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage in der Stadt Castrop-Rauxel (Entwässerungssatzung) zu. 
 

 
 
 
K r a v a n j a       W e r n e r  
 



      
 
Sachverhalt 
 

Gemäß beiliegender Gebührenbedarfsberechnung ergeben sich Abweichungen sowohl im Bereich der 

Schmutzwassergebühr als auch im Bereich der Niederschlagswassergebühr. 

Es wird vorgeschlagen, die Gebühren der Schmutzwassergebühr um 0,30 € auf dann 3,39 € pro Kubik-

meter zu erhöhen.  

Für Niederschlagswassergebühr wird vorgeschlagen, die Gebühr im Vergleich zur aktuellen Satzung um 

0,02 € auf dann 1,16 € je Quadratmeter gebührenpflichtiger Grundstücksfläche jährlich zu erhöhen. 

Daher wird der § 4 Absatz 1 wie folgt geändert: 

Bisherige Fassung Neue Fassung 

(1) Die Benutzungsgebühr beträgt 

a) je cbm Schmutzwasser   3,09 € 

b) je qm gebührenpflichtiger Grundstücks-

fläche jährlich    1,14 € 

(1) Die Benutzungsgebühr beträgt 

a) je cbm Schmutzwasser   3,39 € 

b) je qm gebührenpflichtiger Grundstücks-

fläche jährlich    1,16 € 

Darüber hinaus werden die nachfolgenden Änderungen vorgeschlagen, denen zum Großteil praktische 

Erwägungsgründe aus der täglichen Bearbeitung zu Grunde liegen. 

Die Änderungen in der Satzung ergeben folgende Synopse: 

Bisherige Fassung Neue Fassung 

§ 1 Benutzungsgebühren 

… 

(4) Die Abwassergebühr ruht als grundstücksbe-

zogene Benutzungsgebühr gemäß § 5 Abs. 6 

Kommunalabgabengesetz für das Land Nord-

rhein-Westfalen (KAG) als öffentliche Last auf 

dem Grundstück. 

… 

§ 1 Benutzungsgebühren 

… 

(4) Die Abwassergebühr ruht als grundstücksbe-

zogene Benutzungsgebühr gemäß § 6 Abs. 5 

Kommunalabgabengesetz für das Land Nord-

rhein-Westfalen (KAG) als öffentliche Last auf 

dem Grundstück. 

 

§ 2 Gebührenmaßstab für Schmutzwasserge-

bühr  

… 
 

§ 2 Gebührenmaßstab für die Schmutzwasser-

gebühr 

… 



(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene 
Frischwassermenge (§ 2 Abs. 3) und die aus pri-
vaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten 
Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) ge-
wonnene Wassermenge (§ 2 Abs. 4) des letzten 
einjährigen Ablesezeitraumes vor dem Erhe-
bungszeitraum, abzüglich der auf dem Grund-
stück nachweisbar verbrauchten und zurückge-
haltenen Wassermengen, die nicht in die ge-
meindliche Abwasseranlage eingeleitet werden 
(§ 2 Abs. 5).  

 
 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wasser-
mengen werden durch den Wasserzähler des 
örtlichen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem 
aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
bezogenen Wasser gilt die mit dem Wasserzäh-
ler gemessene Wassermenge als Verbrauchs-
menge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsge-
mäß funktioniert, so wird die Wassermenge vom 
EUV unter Zugrundelegung des Verbrauchs des 
Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme vom 
örtlichen Wasserversorger sowie die Datenspei-
cherung und Datennutzung der Wasserzähler-
Daten des Wasserversorgers erfolgt, um dem 
Gebührenpflichtigen die zweimalige Ablesung 
seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbesei-
tigungspflicht des EUV (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) 
und der Abwasserüberlassungspflicht durch den 
gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) 
sowie zur verursachergerechten Abrechnung der 
Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der 
rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwasserge-
bühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer 
als Gebührenschuldner den damit verbundenen 
Eingriff in das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dul-
den. 
 
… 

 
 
 
 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwasser-
menge werden die auf dem Grundstück ander-
weitig verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) 
abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentli-
chen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der 
Wasserschwundmengen obliegt den 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt grundsätzlich 
die aus der öffentlichen Wasserversorgungsan-
lage bezogene Frischwassermenge (§ 2 Abs. 3) 
und die aus privaten Wasserversorgungsanla-
gen (z. B. privaten Brunnen, Regenwassernut-
zungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 2 
Abs. 4) des letzten einjährigen Ablesezeitrau-
mes vor dem Erhebungszeitraum, abzüglich der 
auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten 
und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht 
in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden (§ 2 Abs. 5). 
 
 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wasser-
mengen werden grundsätzlich durch den Was-
serzähler des örtlichen Wasserversorgers ermit-
telt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit 
dem Wasserzähler gemessene Wassermenge 
grundsätzlich als Verbrauchsmenge. Hat ein 
Wasserzähler nicht oder offenbar nicht ord-
nungsgemäß funktioniert, so wird die Wasser-
menge vom EUV unter Zugrundelegung des Ver-
brauchs der Vorjahre geschätzt. Glaubhafte An-
gaben des Gebührenpflichtigen können zusätz-
lich berücksichtigt werden. Die Datenüber-
nahme vom örtlichen Wasserversorger sowie 
die Datenspeicherung und Datennutzung der 
Wasserzähler-Daten des Wasserversorgers er-
folgt, um dem Gebührenpflichtigen die zweima-
lige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. 
Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht des EUV (§ 46 Abs. 
1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungs-
pflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer 
(§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerech-
ten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und 
zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der 
Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grund-
stückseigentümer als Gebührenschuldner den 
damit verbundenen Eingriff in das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 
Grundgesetz) zu dulden. 
 
… 

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwasser-
menge werden die auf dem Grundstück ander-
weitig verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) 
abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentli-
chen Kanal zugeführt werden. Als anderweitig 
verbrauchte Wassermenge gilt auch die 



Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist 
grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch 
eine auf seine Kosten eingebaute, messrichtig 
funktionierende und geeignete Messeinrichtung 
in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (Mes-
sEG, Mess-EichV) zu führen:  
 
… 
 
 
 

 
 

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen  
 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasser-
zählers zur Messung der Wasserschwundmen-
gen technisch nicht möglich oder dem Gebüh-
renpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Ge-
bührenpflichtige den Nachweis durch nachprüf-
bare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterla-
gen muss sich insbesondere ergeben, aus wel-
chen nachvollziehbaren Gründen Wassermen-
gen der gemeindlichen Abwassereinrichtung 
nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unter-
lagen müssen geeignet sein, dem EUV eine zu-
verlässige Schätzung der auf dem Grundstück 
zurückgehaltenen Wassermengen zu ermögli-
chen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, wer-
den die geltend gemachten Wasserschwund-
mengen nicht anerkannt. Soweit der Gebühren-
pflichtige durch ein spezielles Gutachten bezo-
gen auf seine Wasserschwundmengen den 
Nachweis erbringen will, hat er die gutachterli-
chen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorge-
hensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit 
dem EUV abzustimmen. Die Kosten für das Gut-
achten trägt der Gebührenpflichtige.  
 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das 
Kalenderjahr durch einen schriftlichen Antrag 
bis zum 31.03. des nachfolgenden Jahres durch 
den Gebührenpflichtigen beim EUV geltend zu 
machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine 
Berücksichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 
31.03. des nachfolgenden Jahres auf einen 
Samstag oder Sonntag endet die Ausschlussfrist 
am darauf folgenden Montag. 

Wassermenge, die aufgrund eines Leitungs-
schadens nachweisbar nicht dem öffentlichen 
Kanal zugeführt wird. Der Nachweis der Was-
serschwundmengen obliegt den Gebühren-
pflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grund-
sätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine 
auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funkti-
onierende und geeignete Messeinrichtung in 
Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (Mes-
sEG, Mess-EichV) zu führen:  

 
… 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen  
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasser-
zählers zur Messung der Wasserschwundmen-
gen technisch nicht möglich oder dem Gebüh-
renpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Ge-
bührenpflichtige den Nachweis durch nachprüf-
bare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterla-
gen muss sich insbesondere ergeben, aus wel-
chen nachvollziehbaren Gründen Wassermen-
gen der gemeindlichen Abwassereinrichtung 
nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unter-
lagen müssen geeignet sein, dem EUV eine zu-
verlässige Schätzung der auf dem Grundstück 
zurückgehaltenen Wassermengen zu ermögli-
chen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, wer-
den die geltend gemachten Wasserschwund-
mengen nicht anerkannt. Soweit der Gebühren-
pflichtige durch ein spezielles Gutachten bezo-
gen auf seine Wasserschwundmengen den 
Nachweis erbringen will, hat er die gutachterli-
chen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorge-
hensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit 
dem EUV abzustimmen. Die Kosten für das Gut-
achten trägt der Gebührenpflichtige.  
 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das 
Kalenderjahr durch einen schriftlichen Antrag 
bis zum 31.03. des nachfolgenden Jahres durch 
den Gebührenpflichtigen beim EUV geltend zu 
machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine 
Berücksichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Die vorge-
nannte Frist gilt nicht in Fällen, in denen die 
Wasserschwundmenge auf einem Leitungs-
schaden beruht. Fällt der 31.03. des nachfol-
genden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag 
endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden 
Montag. 



 
(6) Stehen im Zeitpunkt der Veranlagung ge-
messene Verbrauchsmengen im Sinne des § 2 
Abs. 3 nicht zur Verfügung oder haben sich die 
Bemessungsgrundlagen wesentlich verändert, 
kann die der Veranlagung zu Grunde zule-
gende Wassermenge geschätzt werden. Dies 
gilt insbesondere in Fällen, in denen neu errich-
tete Gebäude erstmals einer Nutzung zuge-
führt werden oder in Fällen, in denen sich der 
Wasserverbrauch durch eine bauliche Verände-
rung oder einer anderen Nutzung des Grund-
stücks um mehr als 20% ändert. Bei der Schät-
zung können glaubhafte Angaben der Gebüh-
renpflichtigen berücksichtigt werden.  

 
 

 

 

Gemäß § 9 Abs. 2 der Kommunalunternehmenssatzung bedürfen Entscheidungen von grundsätzlicher 

Bedeutung der Zustimmung des Rates. Vor der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung ist somit die 

vom Verwaltungsrat beschlossene Satzung vom Rat der Stadt Castrop-Rauxel zu bestätigen. 

 

Weiterer Bericht in der Sitzung.  

 

Anlage:  

- Gebührenbedarfsberechnung Stadtentwässerung 2026 

- Gebührensatzung zur Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die 

öffentliche Abwasseranlage in der Stadt Castrop-Rauxel (Entwässerungssatzung) 

 

 
 
 
 
 
 


